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Taliban sehen sich auf Siegerstraße
Gespräch mit Reinhard Erös – Afghanistankenner unterstützt Idee, zu verhandeln

Von Alexander Pausch

Weiden/Kabul. Jenen Politikern, die
wie Bundesverteidigungsminister
Karl-Theodor zu Guttenberg (CSU)
Verhandlungen mit gemäßigten Tali-
ban fordern, macht Dr. Reinhard
Erös derzeit wenig Hoffnung. Denn
„die Taliban sehen sich auf der Straße
des Sieges“. Das zeige auch deren
Forderung nach einem Abzug der
ausländischen Truppen, bevor Ge-
spräche begonnen werden könnten.

Der Afghanistankenner Erös ver-
weist darauf, dass die Taliban längst
im Großteil von Afghanistan wieder
aktiv sind und ihren Einfluss durch-
setzen. Eine Analyse des in London
ansässigen Think-Tanks „Internatio-
nal Council on Security and Develop-
ment“ (ICOS) für den Zeitraum von
Januar bis September 2009 unter-
streicht dies. Demnach gibt es in 80
Prozent des Landes am Hindukusch

erhebliche Aktivitäten der Taliban
und in weiteren 17 Prozent des Lan-
des eine beträchtliche Präsenz.

Gleichwohl betont der Gründer der
Kinderhilfe Afghanistan, dass Ge-
spräche mit den Taliban der „einzige
Weg“ sind, um zu einer Befriedung
des Konfliktes zu gelangen. „Das ha-
be ich von Anfang an gesagt.“ Aller-
dings schränkt Erös ein, Gespräche
oder Verhandlungen würden nicht so
stattfinden, wie sich dies der Westen
erwarte. Die Vorstellung mit Hardli-
nern und Kriegsverbrechern wie dem
Warlord Gulbuddin Hekmatyar und
dem Talibanführer Mullah Omar
über eine Friedenslösung zu verhan-
deln, wie dies Äußerungen des Af-
ghanistan-Beauftragten der Bundes-
regierung, Bernd Mützelburg, vor
dem Auswärtigen Ausschuss des
Bundestages nahelegen, empfindet
Erös aber als abwegig.

Kritik an Aufstockung
Der Mediziner kritisiert die von US-
Präsident Barack Obama vorange-
triebene Aufstockung der amerikani-
schen Truppen um 30 000 Soldaten.
Das habe nur zur Folge, dass die Zahl
der Getöteten, sowohl Soldaten als
auch Zivilisten, steigt, befürchtet er.
Der Isaf-Kommandeur, US-General
Stanley McCrystal, „wird sein Water-
loo erleben“, ist Erös überzeugt.

Allein im Jahr 2009 starben 508
ausländische Soldaten in Afghanis-
tan, eine dramatische Steigerung im
Vergleich zum Jahr 2008, als 295 Sol-
daten ums Leben gekommen waren.
Rund 90 Prozent der Soldaten wer-
den Opfer von Sprengstofffallen, sagt
Erös. Je mehr ausländische Soldaten
es gebe, desto mehr IED (Improvised
Explosive Device), wie die Sprengfal-
len im Militärjargon heißen, würden
gelegt. Zumal Minen noch immer für
eine Handvoll Dollar zu bekommen
sind, berichtet der 61-Jährige.

Den größten Blutzoll hat am Hin-
dukusch die Zivilbevölkerung zu tra-
gen: Die Zahl der getöteten Zivilisten
stieg in den ersten zehn Monaten des
Jahres 2009 um 10,8 Prozent. Die

Mission der Vereinten Nationen in
Afghanistan (Unama) zählte bis Ende
Oktober 2009 insgesamt 2038 Tote,
im selben Zeitraum des Jahres 2008
waren es noch 1838 Tote gewesen.

Die Zustimmung, die der von der
Bundeswehr angeforderte Luftangriff
auf zwei von den Taliban gekaperte
Tanklastwagen am 4. September bei
Kundus von umliegenden Distrikt-
chefs trotz der in großer Zahl getöte-
ten Zivilisten erfuhr, überrascht Erös
nicht. Er verweist auf die ethnischen
Differenzen und Konflikte in der Re-
gion Kundus zwischen Paschtunen
sowie Usbeken und Tadschiken.

Über die große Zahl Zivilisten, die
zu mitternächtlicher Stunde bei den
gekaperten Tanklastwagen am Kun-
dusfluss waren, wundert sich Erös
nicht. Im Gegenteil: Für einen Liter
Sprit müssen Afghanen 50 Afghani,
umgerechnet 60 Eurocent, zahlen.
Dabei verdienen Afghanen im
Durchschnitt gerade mal zwei Dollar
am Tag (etwa 1,38 Euro). „Wenn da
einer ruft ,Freisprit‘, laufen sie bei
minus 20 Grad barfuß hin“, sagt Erös.
Denn mit ein paar Litern Sprit könne
ein Afghane so viel verdienen wie
sonst in einer ganzenWoche.

Zum Vergleich: Die Kosten für den
Militärtreibstoff – Flugbenzin und
Diesel sowie andere Brennstoffe –

veranschlagen die US-Streitkräfte in
Afghanistan mit 480 US-Dollar je
Gallone (3,785 Liter). Das ist dem
schwierigen Transport geschuldet.
Zudem gehen Beobachter davon aus,
dass die von der Armee beauftragten
Subunternehmer Bestechungsgelder
an Taliban und Kriminelle zahlen,
um freie Fahrt zu erhalten.

Waisenhaus vor Öffnung
Die Kinderhilfe Afghanistan arbeite
weiterhin unbehelligt von den Tali-
ban, berichtet Erös. Im Februar soll
in der Stadt Jalalabad das „Weiß-
Blaue Kinderhaus Afghanistan“ eröff-
net werden. Dort sollen 450 Kinder
ein Zuhause finden und unterrichtet
werden. Zudem soll im Sommer eine
gemeinsame Berufsschule für Mäd-
chen und Jungen fertiggestellt wer-
den. Dort ist geplant, die Jugendli-
chen in Webdesign und in den Spra-
chen Deutsch und Englisch zu unter-
richten. Zudem erhalten Mädchen
eine Ausbildung als Schneiderin.

Das Beispiel der Kinderhilfe Afgha-
nistan zeigt, dass sich auch mit den
Religiösen, wie Erös selbst die von ei-
nem konservativen Islam geprägten
Paschtunen nennt, Entwicklungspro-
jekte verwirklichen lassen.

Weitere Informationen im Internet:
www.kinderhilfe-afghanistan.de

Das jüngste Projekt der Kinderhilfe Afghanistan ist ein Waisenhaus in Jalalabad. Das „Weiß-Blaue Kinderhaus Af-
ghanistan“ soll im Februar eröffnet werden. Bild: R. Erös

Dr. Reinhard Erös. Bild: Wilck

Die CIA verschläft erneutTerrorwarnungen
US-Präsident Obama stellt Geheimdienst an den Pranger – Hinweise aus Nigeria versanden in der Bürokratie

Von Peer Meinert, dpa

Washington. Selten war US-Präsi-
dent Barack Obama derart wütend.
Seine Sätze sind kurz und schnei-
dend. „Potenziell katastrophale“ Feh-
ler, „Mängel im System“, „nicht hin-

zunehmen“ – selten zuvor haben die
US-Geheimdienste eine derartige öf-
fentliche Ohrfeige erhalten.

Die Beinahekatastrophe von De-
troit, sagt Obama, hätte verhindert
werden können – wenn die Warnsig-

nale gehört und weitergeleitet wor-
den wären. Angst und Entsetzen ge-
hen um in den USA.

Nicht nur ein Mal wurde die US-
Botschaft in Nigeria in den vergange-
nen Wochen vom Vater des Attentä-
ters über die drohende Gefahr durch
seinen radikalisierten Sohn gewarnt.
Nach Angaben von CNN war der Va-
ter zwei Mal persönlich in der Bot-
schaft, zudem habe es mehrere Tele-
fongespräche gegeben – hinzu ka-
men Briefe. Ein Rätsel, wie die Sache
dann am Ende versanden konnte.

Vater besuchte Botschaft
Der Attentäter Umar Faruk Abdul-
mutallab hätte niemals in ein US-
Flugzeug steigen dürfen, schnaubt
Obama. Sämtliche Alarmsignale sei-
en übersehen worden. Jetzt müssten
Köpfe rollen. Die Kernfrage, die in
den USA gestellt wird: Wie lauteten
die Warnungen des Vaters, und wie
wurden sie behandelt? Bisherigen Er-
kenntnissen zufolge sprach der Vater
mit den CIA-Leuten. Diese hätten die
Hinweise zwar an die Zentrale in
Langley vor den Toren Washingtons
weitergeleitet – doch dort seien sie
eher als Routinehinweis abgetan
worden. Wochenlang sei in Langley

nicht viel geschehen. Eine Laxheit,
die beinahe zum Tod von 300 Men-
schen geführt hätte.

Schon gehen die beschuldigten
Agenten in Stellung und versuchen,
ihre Verteidigungslinie aufzubauen.
„Abdulmutallabs Vater hat nicht ge-
sagt, dass sein Sohn ein Terrorist ist“,
zitiert die „Washington Post“ einen
Geheimdienstler, der ungenannt
bleiben will. „Ganz zu schweigen da-
von, dass er einen Anschlag plante.“
Immerhin, der besorgte Vater habe
berichtet, dass sein Sohn zuneh-
mend im Sinne extremistischer Isla-

misten indoktriniert sei. Die Frage,
die sich Obama jetzt stellt, lautet:
Warum kam der 23-jährige Nigeria-
ner zwar auf die Liste von Verdächti-
gen, die terroristische Kontakte ha-
ben, nicht aber auf die „No-Fly-Lis-
te“? Zumal nur wenige Monate zuvor
die britischen Behörden dem jungen
Nigerianer die Verlängerung seines
Visums verweigert hatten. Auch dies
ein klares Warnsignal. Waren die Kol-
legen in London einfach cleverer?

Auch weitere Hinweise ließen die
Agenten offenbar liegen. So berichtet
die „New York Times“, die Geheim-
dienste aus Sanaa hätten gewarnt,
El-Kaida-Terroristen im Jemen hät-
ten einen „nigerianischen Jungen“
erwähnt, der für einen Anschlag vor-
bereitet werde. Wieder läuteten bei
der CIA keine Alarmglocken.

Meldungen missachtet
Es ist nicht das erste Mal, dass die
CIA – der Auslandsgeheimdienst der
USA – in schiefes Licht gerät. Eine
ausnehmend schlechte Figur mach-
ten die Agenten im Vorfeld der Ter-
roranschläge vom 11. September
2001. Auch damals wurden Hinweise
auf Gefahren verschlampt, ver-
schleppt und nicht ernst genommen.

Ein Arbeiter fegt das Foyer des CIA-
Hauptquartiers in Langley. Bild: dpa

Pressestimmen

The Times

Die britische Tageszeitung
schreibt zurHinrichtungdesBri-
ten Akmal Shaikh in China:

China mag argumentieren, dass
es nicht seine Gesetze beugen
kann, um internationalen diplo-
matischen Druck zu beruhigen,
dass Peking keine Ausnahme für
einen Ausländer machen kann,
wenn ein Einheimischer für ein
solches Verbrechen hingerichtet
worden wäre. Aber die Frage ist
nicht, ob China mit einer Aus-
nahme für einen Ausländer eine
Bloßstellung hätte riskieren sol-
len. Der Fall von Shaikh sollte
China nachdenklich machen, in-
wieweit seine Bestrebungen, in
die erste Reihe derWeltmächte zu
gelangen, in Einklang mit seiner
Menschenrechtspolitik steht

General-Anzeiger

Das Bonner Blatt kommentiert:

Der Fall Akmal Shaikh erregte
Aufsehen, weil er Brite war. Doch
viele der Chinesen, denen jeden
Tag der Prozess gemacht wird,
haben keine fairen Prozesse. Aus
vielen Angeklagten werden die
Geständnisse herausgeprügelt.
Das Schicksal des womöglich
kranken britischen Drogen-
schmugglers ist tragisch, in Chi-
nas Justiz ist es Alltag.

Westdeutsche Zeitung

Das Blatt aus Düsseldorf meint:

Eswärenaiv zu glauben, dass nun
Protestnoten die Menschen-
rechtssituation ändern könnten.
Das entlockt Chinas Führung nur
ein kaltes Lächeln. Zu selbstbe-
wusst agiert das Regime auf der
Weltbühne, wie erst der Klima-
gipfel zeigte. Dort torpedierte es
aus wirtschaftlichem Kalkül eine
Einigung. Aus China wird noch
lange kein Staat mit westlichem
Demokratieverständnis, nur weil
es irgendwann einmal die UN-
Konvention über die Bürgerrech-
te unterzeichnet hat.

Abendzeitung

Das Blatt aus München schreibt:

Auf diesen Affront hätte China
besser verzichtet: Die Hinrich-
tung eines Europäers rückt näm-
lich Zahlen ans Tageslicht, die
den Strategen im Reich der Mitte
nicht ins Konzept passen. China
ist nicht nur der aufstrebende
Wirtschaftsmarkt Nummer eins,
China ist auch eineTodesmaschi-
ne beängstigenden Ausmaßes.


